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Urteil
EGMR, Große Kammer, Art. 3, 13 EMRK
Staatliche Verantwortlichkeit für sexuellen 
Missbrauch in katholischer Schule in 
Irland

Angesichts der grundlegenden Natur der durch 
Art. 3 EMRK garantierten Rechte und der besonderen 
Verwundbarkeit von Kindern besteht eine immanente 
Verpflichtung der Regierung, deren Schutz vor Miss-
handlung sicherzustellen, indem sie notwendige spezielle 
Maßnahmen trifft und Schutzvorrichtungen vorsieht – 
insbesondere im Kontext des Grundschulwesens.

Ein Staat kann sich seiner Verpflichtungen gegen-
über Minderjährigen in Volksschulen nicht dadurch 
entledigen, indem er diese Pflichten an private Organi-
sationen oder Einzelpersonen delegiert, ohne ein System 
ausreichender und wirksamer Schutzmechanismen zu 
gewährleisten.
(Leitsätze der Redaktion)
Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, 
Große Kammer, Beschwerdesache O‘Keeffe gegen Irland, vom 
28.1.2014, Bsw. 35810/09

Aus den Gründen:
Sachverhalt:
Die Bf. wurde 1964 geboren und lebt in Cork. Sie 
besuchte ab 1968 die Dunderrow National School 
(Volksschule). Die Schule stand im Besitz des ka-
tholischen Bischofs der Diözese von Cork und Ross, 
der vom Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
als Schulpatron anerkannt war. Der Schulleiter, der 
im Namen des Bischofs handelte, war der örtliche 
Gemeindepfarrer S., der jedoch vom örtlichen Pries-
ter Ó. als de facto-Schulleiter vertreten wurde. Die 
Volksschule hatte zwei Lehrer, einer von ihnen war L. 
H.. Dunderrow war eine von vier National Schools 
in der Pfarrgemeinde der Bf..

1971 beschwerte sich ein Elternteil eines Kin-
des bei der Schulleitung, dass L. H. ihr Kind sexuell 
missbraucht hätte. Von dieser Beschwerde wurde 
weder die Polizei noch das Ministerium oder irgend-
eine andere staatliche Behörde informiert. Auch der 
Schulleiter wurde nicht aktiv.

Zwischen Januar bis Mitte 1973 wurde die Bf. 
während Musikstunden Opfer von ungefähr 20 se-
xuellen Übergriffen durch L. H. Die Bf. und ihre 
Eltern waren sich zu dieser Zeit der 1971 gegen L. 
H. erhobenen Vorwürfe nicht bewusst.

Im September erhoben andere Eltern ähnliche 
Vorwürfe gegen L. H., der daraufhin kündigte. Die-
se Beschuldigungen wurden ebenfalls nicht an die 
Polizei, das Ministerium oder eine andere staatliche 
Behörde weitergeleitet. Wenig später nahm L. H. eine 
Stelle in einer anderen National School an, wo er bis 
zu seiner Pension 1995 unterrichtete. Gegenüber dem 

Schulinspektor, der die Dunderrow National School 
zwischen 1969 und 1973 sechs Mal besuchte, wurde 
keine Beschwerde über L. H. erhoben.

Die Bf. verdrängte den sexuellen Missbrauch. Obwohl 
sie bedeutende psychische Probleme hatte, brachte sie 
diese nicht mit dem Missbrauch in Verbindung. 1996 
wurde sie von der Polizei kontaktiert, die eine 1995 
von einer ehemaligen Schülerin der Dunderrow Na-
tional School gegen L. H. eingebrachte Beschwerde 
untersuchte. Sie machte im Januar 1997 eine Aus-
sage und wurde an eine psychologische Betreuung 
verwiesen. Nachdem auch andere Schüler ausgesagt 
hatten, wurde L. H. wegen insgesamt 386 Fällen von 
sexuellem Missbrauch an 21 ehemaligen Schülerin-
nen, begangen über einen Zeitraum von zehn Jahren, 
angeklagt. 1998 bekannte er sich schuldig und wurde 
zu Haft verurteilt.

Erst um Juni 1998 herum realisierte die Bf. den 
Zusammenhang zwischen ihren psychischen Pro-
blemen und dem Missbrauch durch L. H. und er-
kannte das Ausmaß dieser Probleme. Im Oktober 
1998 beantragte sie Entschädigung beim Criminal 
Injuries Compensation Tribunal (»CICT«), einem 
für Entschädigungen wegen aus Straftaten entstan-
dener Verletzungen zuständigen Gericht, und erhielt 
fast € 54.000,– , davon € 27.000,– für immateriellen 
Schaden.

Am 29.9.1998 brachte die Bf. vor dem High 
Court eine Zivilklage gegen L. H., den Minister, Ir-
land und den Generalstaatsanwalt ein und verlangte 
Schadenersatz für körperliche Verletzungen infolge 
der Übergriffe durch L. H. Am 8.11.1999 erging ein 
Versäumungsurteil gegen L. H., der sich nicht zur 
Klage geäußert hatte. Am 24.10.2006 verurteilte der 
High Court L. H. zur Zahlung einer Entschädigung 
in Höhe von € 305.104,– in monatlichen Raten von 
€ 400,– , so dass die Bf. bis dato etwa € 31.000,– er-
halten hat. In Bezug auf eine Verantwortlichkeit des 
Staates befand der High Court, dass dieser angesichts 
der Beziehung zwischen ihm und der konfessionel-
len Führung von National Schools nicht für die von 
L. H. vorgenommenen sexuellen Übergriffe haften 
würde.

Im Mai 2006 ging die Bf. gegen die Entscheidung 
zur Verantwortlichkeit des Staates in Berufung. Der 
Supreme Court wies die Berufung am 19.12.2008 ab.

Rechtliche Beurteilung
Rechtsausführungen:
Die Bf. rügt eine Verletzung von Art. 3 EMRK (hier: 
Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden Be-
handlung) alleine und iVm. Art. 13 EMRK (Recht 
auf eine wirksame Beschwerde bei einer nationalen 
Instanz), da der Staat es verabsäumt hätte, sie gegen 
sexuellen Missbrauch durch einen Lehrer der Nati-
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onal School zu schützen, und sie diesbezüglich kein 
wirksames Rechtsmittel gegen den Staat besessen hät-
te. Sie beschwert sich in diesem Zusammenhang auch 
über eine Verletzung von Art. 8 EMRK (hier: Recht 
auf Achtung des Privatlebens) und Art. 2 1. Prot. 
EMRK (Recht auf Bildung), jeweils alleine und iVm. 
Art. 14 EMRK (Diskriminierungsverbot).

Zu den Einreden der Regierung
[…] Auch unter der Annahme, dass eine Zuerken-
nung von Schadenersatz an die Bf. deren Opferei-
genschaft – wie von der Regierung unter Berufung 
auf unter anderem den Fall Caraher/GB behauptet 
– beseitigen könnte, befindet die Große Kammer 
jedoch, dass sie sich nach wie vor als Opfer einer 
Verletzung der Konvention sehen kann, was ihre Be-
schwerde über das Versäumnis des Staates anbelangt, 
sie zu schützen oder ihr diesbezüglich ein wirksames 
Rechtsmittel zur Verfügung zu stellen. Der Bf. gegen-
über erfolgte jedenfalls weder eine entsprechende An-
erkennung der Konventionsverletzung noch erhielt 
sie eine angemessene Entschädigung.

Weder die Verurteilung von L. H. noch seine 
Verpflichtung zu Schadenersatz betrafen die Staats-
haftung. Der durch das »CICT« zuerkannte Schaden-
ersatz, auf den sich die Regierung stützte, stammte 
in der Tat aus staatlichen Mitteln und stellte eine 
Entschädigung durch den Staat für den von der Bf. 
durch einen Dritten gewaltsam erlittenen Schaden 
dar. Diese erfolgte jedoch ex gratia und betraf in kei-
ner Weise eine Haftung des Staates und umso weni-
ger die Anerkennung einer solchen. Im Einklang mit 
diesem Umstand ist der Staat nie Partei von »CIC-
T«-Verfahren.

Zum Zweiten hat der High Court der Bf. zwar 
mehr als € 300.000,– zuerkannt, doch konnte sie von 
L. H. nur etwa 10% davon erlangen. Angesichts des 
Alters von L. H., der Höhe der festgelegten monatli-
chen Zahlungen und des Umstands, dass das Haupt-
vermögen von L. H. ein Einfamilienhaus ist, bleiben 
die Aussichten, den Rest dieses Betrags zu erhalten, 
sehr gering. Während der »CICT«-Schadenersatz 
zwar einen Teilbetrag von € 27.000,– für immate-
riellen Schaden beinhaltete, war dieser jedoch ganz 
wesentlich niedriger als der vom High Court festge-
setzte Schadenersatz von € 200.000,–. Da es wenig 
Beweise dafür gibt, dass der vom »CICT« zuerkannte 
immaterielle Schadenersatz nach den Standards des 
»CICT« ungewöhnlich war, wurde nicht gezeigt, dass 
eine Anfechtung Erfolg haben könnte.

Aus diesen Gründen befindet die Große Kammer, 
dass die Bf. immer noch behaupten kann, Opfer eines 
Versäumnisses von Seiten des Staates zu sein, sie – 
anders, als von Art. 3 und Art. 13 EMRK gefordert 
– vor Misshandlung zu schützen und ihr diesbezüg-

lich ein innerstaatliches Rechtsmittel zur Verfügung 
zu stellen. […]

Zur behaupteten Verletzung des materiellrechtlichen 
Aspekts von Art. 3 EMRK
Die Gegebenheiten des vorliegenden Falls ereigneten 
sich 1973. Der GH muss jede damit in Zusammen-
hang stehende Staatshaftung aus Sicht der Fakten und 
Standards von damals beurteilen und ohne dabei das 
Bewusstsein der heutigen Gesellschaft betreffend die 
Gefahr eines sexuellen Missbrauchs von Minderjäh-
rigen in der Erziehung zu berücksichtigen – dieses 
Wissen ist das Ergebnis kürzlicher öffentlicher Kont-
roversen zum Thema, zu denen es auch in Irland kam.

Die anwendbaren positiven Verpflichtungen
Insgesamt besteht angesichts der grundlegenden Natur 
der durch Art. 3 EMRK garantierten Rechte und der 
besonderen Verwundbarkeit von Kindern eine imma-
nente Verpflichtung der Regierung, deren Schutz vor 
Misshandlung sicherzustellen, indem sie notwendige 
spezielle Maßnahmen trifft und Schutzvorrichtungen 
vorsieht – insbesondere im Kontext des Grundschul-
wesens. Diese Verpflichtung galt auch zum Zeitpunkt 
der für den Fall bedeutsamen Ereignisse, also 1973. 
Die Reihe von internationalen Instrumenten, die vor 
dieser Zeit angenommen worden waren, unterstrichen 
die Notwendigkeit für Staaten, spezielle Maßnahmen 
für den Schutz von Kindern zu setzen. Der GH ver-
weist insbesondere auf den Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte und den Internatio-
nalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte, die beide 1966 zur Unterzeichnung aufgelegt 
wurden und die Irland 1973 auch unterzeichnete, 
wenngleich es beide erst 1989 ratifizierte.

Im Hinblick auf den Inhalt positiver Schutz-
pflichten erinnert der GH daran, dass wirksame Maß-
nahmen zur Abschreckung gegen schwerwiegende 
Taten wie die im vorliegenden Fall in Frage stehen-
den nur bei Vorhandensein wirksamer strafrechtlicher 
Bestimmungen möglich sind, die zudem durch den 
Vollzugsmechanismus unterstützt werden. Wichtig 
ist, dass die Natur des sexuellen Missbrauchs von 
Kindern derart ist – insbesondere, wenn der Täter ge-
genüber dem Kind eine Autoritätsstellung innehat –, 
dass die Existenz von brauchbaren Aufdeckungs- und 
Berichtsmechanismen grundlegend für die wirksame 
Umsetzung der einschlägigen Strafgesetze ist. Der 
GH möchte klarstellen, dass es keinen Beweis für ein 
operatives Versäumnis eines Schutzes der Bf. gibt. Bis 
die staatlichen Behörden 1995 auf die Beschwerden 
über L. H. aufmerksam gemacht wurden, wusste der 
Staat weder, dass dieser spezielle Lehrer für diese spe-
zielle Schülerin (die Bf.) eine Gefahr darstellte, noch 
hätte er dies wissen müssen.
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Es trifft zu, dass ein Staat sich seiner Verpflichtun-
gen gegenüber Minderjährigen in Volksschulen nicht 
entledigen kann, indem er diese Pflichten an private 
Organisationen oder Einzelpersonen delegiert. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass der vorliegende Fall – wie 
von der Regierung behauptet – die Beibehaltung des 
nichtstaatlichen Grundschulverwaltungsmodells und 
der diesem zugrundeliegenden ideologischen Ent-
scheidungen infrage stellt. Es geht vielmehr darum, 
ob das so bewahrte System ausreichende Mechanis-
men für den Schutz von Kindern umfasste.

Schließlich scheint die Regierung zu behaupten, 
dass der Staat von seinen Konventionsverpflichtungen 
befreit worden sei, da die Bf. es sich ausgesucht hätte, 
die Dunderrow National School zu besuchen. Der 
GH befindet jedoch, dass die Bf. keine »realistische 
und akzeptable Alternative« zum Besuch ihrer örtli-
chen National School hatte. Die Volksschulausbil-
dung war verpflichtend, und nur wenige Eltern hat-
ten die Ressourcen, Gebrauch von den zwei anderen 
Schulbildungsmöglichkeiten (Unterricht zu Hause 
oder in einer der seltenen Privatschulen) zu machen, 
wohingegen National Schools kostenlos waren und es 
ein umfassendes Netzwerk derselben gab. Jedenfalls 
kann der Staat nicht von seiner positiven Schutzver-
pflichtung befreit werden, nur weil ein Kind eine der 
staatlich anerkannten Bildungsmöglichkeiten wählt, 
egal ob dies eine National School ist, eine Privatschule 
oder Unterricht zu Hause.

Im Ergebnis stellt sich daher die Frage, ob der ge-
setzliche Rahmen des Staates und insbesondere seine 
Aufdeckungs- und Berichtsmechanismen einen wirk-
samen Schutz von eine National School besuchenden 
Kindern vor der Gefahr sexuellen Missbrauchs boten, 
soweit von dieser Gefahr gesagt werden konnte, dass 
die Behörden davon 1973 Kenntnis hatten oder ha-
ben hätten müssen.

Wurde die positive Verpflichtung erfüllt?
Es wurde nicht bestritten, dass die Bf. von L. H. se-
xuell missbraucht wurde und auch nicht, dass diese 
Misshandlung in den Anwendungsbereich von Art. 3 
EMRK fiel. Insbesondere war sie im Alter von neun 
Jahren und über den Zeitraum von sechs Monaten 
ungefähr 20 sexuellen Übergriffen durch L. H. aus-
gesetzt, dem als ihr Lehrer und Schuldirektor ihr ge-
genüber eine Autoritätsstellung sowie eine Kontrolle 
über sie zukam.

Die Rollen von Religionsgemeinschaften und dem 
Staat in der irischen Grundschulbildung sind ausge-
hend vom frühen 19. Jahrhundert bis heute gleich 
geblieben. Der Staat sorgt für das Bildungswesen und 
legt den Lehrplan fest, lässt Lehrer zu und finanziert 
die Schulen. Der größte Teil der Grundschulbildung 
erfolgt jedoch durch National Schools, die im Besitz 
von religiösen Einrichtungen stehen und von diesen 

geführt werden. Diese Leitung der Schulen durch 
die religiösen Einrichtungen ist nicht nur eine Er-
mächtigung durch den Staat, an der Gewährung von 
Grundschulbildung teilzunehmen, sondern mehr eine 
Abtretung der Leitung von National Schools an die 
konfessionellen Akteure und deren Interessen. 

Da deren Einrichtungen zwischen dem Staat und 
dem Kind stehen, verfügt das Bildungsministerium 
somit nicht über eine direkte oder tägliche Steuerungs- 
oder Kontrollmöglichkeit über National Schools. 
Nachdem es das Ziel der Konfessionen war sicherzu-
stellen, dass sich ihr Ethos in den Schulen widerspie-
gelte, entwickelten sich die National Schools zu einem 
überwiegend konfessionsgebundenen System: eine 
katholisch geführte National School griff demgemäß 
allgemein auf einen katholischen Leiter (meist den 
örtlichen Gemeindepfarrer) sowie katholische Lehrer 
und Schüler zurück. Bis in die frühen 1970er waren 
94% aller Volksschulen National Schools. Etwa 91% 
davon gehörten der Katholischen Kirche und wurden 
von ihr geleitet. Dementsprechend besuchte die große 
Mehrheit von irischen Kindern unterhalb des Alters 
von 12/13 wie die Bf. ihre örtliche National School.

Dieses Grundschulmodell scheint in Europa ein-
zigartig gewesen zu sein. Parallel zur Aufrechterhal-
tung dieses einzigartigen Modells durch den Staat war 
dieser sich über die Vollziehung seiner Strafgesetze 
auch des Ausmaßes sexueller Verbrechen gegen Min-
derjährige bewusst. Der so genannte Ryan-Report 
(Anm: Dieser wurde im Mai 2009 veröffentlicht 
und basierte auf einer Untersuchung von Kindes-
missbrauch (darunter auch sexuellem Missbrauch) 
in Erziehungsanstalten und Schulen durch eine von 
der Regierung eingesetzte Kommission.) belegt zu-
dem Beschwerden an die staatlichen Behörden vor 
den und während der 1970er wegen sexuellem Miss-
brauch von Kindern durch Erwachsene. Auch wenn 
dieser Bericht in erster Linie andere Schultypen als 
National Schools betraf, so wurden darin auch Nati-
onal Schools erwähnt und führten diese Beschwerden 
doch ganz allgemein zur Kenntnis des Staates von se-
xuellem Missbrauch von Kindern durch Erwachsene 
in einem pädagogischen Kontext.

Der Staat war sich damit des Ausmaßes sexueller 
Verbrechen durch Erwachsene an Minderjährigen be-
wusst. Als er daher die Kontrolle über die Ausbildung 
der großen Mehrheit von kleinen Kindern nichtstaat-
lichen Akteuren überließ, hätten ihm angesichts seiner 
immanenten Verpflichtung, Kinder in diesem Kon-
text zu schützen, auch die möglichen Gefahren für 
deren Sicherheit bewusst sein müssen, wenn es keinen 
geeigneten Schutzrahmen gab. Dieser Gefahr hätte 
durch die Annahme angemessener Maßnahmen und 
Schutzmechanismen begegnet werden müssen, die zu-
mindest wirksame Mechanismen für die Aufdeckung 
von Misshandlungen durch eine staatlich kontrollierte 
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Einrichtung bzw. für die Berichterstattung über Miss-
handlungen an eine solche Einrichtung umfassen hätte 
sollen. Solche Maßnahmen sind nämlich grundlegend 
für die Durchsetzung der Strafgesetze und die Verhü-
tung solcher Misshandlungen und daher allgemeiner 
die Erfüllung der positiven Schutzpflicht des Staates.

Die Regierung stützte sich zum einen auf ein in 
den Vorschriften für National Schools vorgesehenes 
Berichtsverfahren. Aus dem vorgelegten Material er-
gibt sich aber keine Verpflichtung einer staatlichen 
Behörde, die Behandlung von Kindern durch einen 
Lehrer zu überwachen und kein Verfahren, das ein 
Kind oder Elternteil animieren könnte, sich über eine 
Misshandlung direkt bei einer staatlichen Behörde zu 
beschweren. Ganz im Gegenteil wurden entsprechende 
Beschwerden über Lehrer danach ausdrücklich an den 
nichtstaatlichen konfessionellen Schulleiter verwiesen.

Zum anderen führte die Regierung die Schulin-
spektoren an. Deren Hauptaufgabe war es jedoch, 
die Qualität des Unterrichts und der Schulleistung 
zu kontrollieren. Es existierte keine Verpflichtung für 
die Inspektoren, die Behandlung von Kindern durch 
Lehrer zu überwachen und auch keine Möglichkeit 
für Kinder oder Eltern, sich direkt beim Inspektor 
zu beschweren.

Der GH ist daher der Ansicht, dass die von der 
Regierung angeführten Mechanismen keine wirk-
same schützende Verbindung zwischen staatlichen 
Behörden und Volksschulkindern und/oder ihren 
Eltern gewährten. Dies stand im Einklang mit der 
besonderen Zuweisung von Verantwortung nach dem 
Modell der National Schools.

Die Gegebenheiten des vorliegenden Falls illustrieren 
nach Ansicht des GH die Folgen dieses Mangels an 
Schutz und zeigen, dass ein wirksamer rechtlicher 
Schutzrahmen vor 1973 die Gefahr oder den Schaden 
für die Bf. vermeiden oder zumindest minimieren 
hätte können. Es kam in der Dunderrow National 
School seit Mitte der 1960er zu mehr als 400 Vor-
fällen von Missbrauch durch L. H. 1971 und 1973 
erfolgten Beschwerden gegen L. H. an den konfessi-
onellen Schulleiter, welcher diese Beschwerden aber 
keiner staatlichen Behörde zur Kenntnis brachte. 
Der der Schule zugewiesene Inspektor besuchte sie 
zwischen 1969 und 1973 sechs Mal, wobei ihm ge-
genüber nie eine Beschwerde über L. H. erfolgte. De 
facto erfolgte eine solche Beschwerde erst 1995, nach-
dem L. H. in den Ruhestand getreten war. 

Ein System zur Aufdeckung und Berichterstat-
tung, das es erlaubte, dass ein solch erhebliches und 
ernstzunehmendes Fehlverhalten für so lange Zeit 
andauerte, muss als unwirksam angesehen werden. 
Ein angemessenes Vorgehen nach der Beschwerde 
1971 hätte wohl einen Missbrauch der Bf. durch den-

selben Lehrer in derselben Schule zwei Jahre später 
verhindern können.

Der GH hat festgestellt, dass in den 1970ern eine 
immanente positive Verpflichtung der Regierung be-
stand, Kinder vor Misshandlung zu schützen. Dies 
war im Kontext der Grundschulbildung zudem eine 
Verpflichtung von akuter Wichtigkeit. Der irische 
Staat erfüllte diese jedoch nicht, als er die Grund-
schulbildung der großen Mehrheit kleiner irischer 
Kinder weiterhin nichtstaatlichen Akteuren anver-
traute, obwohl er sich des sexuellen Missbrauchs von 
Kindern durch Erwachsene (unter anderem durch die 
Verfolgung solcher Verbrechen mit einer bedeuten-
den Kriminalitätsrate) bewusst war, und ohne dass er 
einen Mechanismus wirksamer staatlicher Kontrolle 
gegen die Gefahr eines solchen Missbrauchs installier-
te. Im Gegenteil dazu wurden potenzielle Beschwer-
den sogar vom Staat ferngehalten und den nicht-
staatlichen konfessionellen Schulleitern zugeleitet. 
Im vorliegenden Fall resultierte dies im Versäumnis 
des Letzteren, im Hinblick auf frühere Beschwerden 
über sexuellen Missbrauch durch L. H., den späte-
ren Missbrauch der Bf. durch L. H. und allgemeiner 
das anhaltende und ernstzunehmende Fehlverhalten 
von L. H. gegenüber zahlreichen anderen Schülern 
derselben National School tätig zu werden.

Unter diesen Umständen hat der Staat es ver-
absäumt, seinen positiven Verpflichtungen nachzu-
kommen, die Bf. vor dem sexuellem Missbrauch zu 
schützen, dessen Opfer sie 1973 als Schülerin der 
Dunderrow National School wurde. [...]

Zur behaupteten Verletzung des materiellrechtlichen 
Aspekts von Art. 13 EMRK iVm. Art. 3 EMRK 
Die Bf. rügte, dass ihr im Hinblick auf das Ver-
säumnis des Staates, sie vor sexuellem Missbrauch 
zu schützen, kein wirksames nationales Rechtsmittel 
zur Verfügung gestanden wäre.

Die Regierung behauptete dazu zum einen, dass 
die Bf. Gegen den Schulpatron, die Diözese, den 
Schulleiter oder de facto-Schulleiter klagen hätte 
müssen. Da der GH aber der Ansicht ist, dass die 
Bf. das Recht auf einen Rechtsbehelf hatte, der die 
Haftung des Staates feststellt, müssen die vorgeschla-
genen zivilrechtlichen Rechtsmittel gegen andere Ein-
zelpersonen oder nichtstaatliche Akteure im vorlie-
genden Fall als unwirksam angesehen werden, und 
zwar unabhängig von den Erfolgsaussichten oder der 
Einbringlichkeit zuerkannter Entschädigungen. Des-
gleichen war die Verurteilung von L. H. kein wirk-
sames Rechtsmittel für die Bf. im Sinne des Art. 13 
EMRK, auch wenn sie für die verfahrensrechtlichen 
Garantien unter Art. 3 EMRK zentrale Bedeutung 
hatte.
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Zum anderen verwies die Regierung auf zivil-
rechtliche Rechtsbehelfe gegen den Staat. Sie konnte 
jedoch von keinem dieser Rechtsbehelfe zeigen, dass 
er im vorliegenden Fall wirksam gewesen wäre.

Zunächst verwarf der Supreme Court eine Fremd-
verschuldenshaftung des Staates für die Handlungen 
von L. H., der ein weltlicher Lehrer mit vom Staat 
finanziertem Gehalt war. Eine Haftung des Staates für 
den Schulpatron oder den Schulleiter, die nicht vom 
Staat bezahlte Geistliche waren, ist daher als noch 
unwahrscheinlicher anzusehen. Zweitens würde eine 
Klage gegen den Staat wegen direkten Verschuldens 
unter anderem die Anerkennung eines so starken Na-
heverhältnisses zwischen dem Staat und der Bf. er-
fordern, dass dadurch eine Sorgfaltspflicht des Staates 
für die Bf. entstünde. Mit der Annahme einer solchen 
Sorgfaltspflicht ist jedoch die Zwischenschaltung der 
konfessionellen Schulleiter und der damit einherge-
hende Ausschluss staatlicher Kontrolle über National 
Schools unvereinbar. Zum Dritten hat die Regierung 
nicht anhand einschlägiger Rechtsprechung gezeigt, 
wie der Staat durch eine auf Art. 42 der Verfassung 
gestützte Schadenersatzklage für die Verletzung des 
verfassungsmäßig gewährleisteten Rechts der Bf. auf 
Wahrung ihrer körperlichen Integrität verantwortlich 
gemacht werden hätte können.

Für die Bf. war daher im Hinblick auf ihre Be-
schwerde unter dem materiellrechtlichen Aspekt von 
Art. 3 EMRK kein wirksamer Rechtsbehelf verfügbar. 
Es kam daher zu einer Verletzung von Art. 13 EMRK; 
die Einrede der Regierung wegen offensichtlicher Un-
begründetheit ist daher zurückzuweisen […].

Entschädigung nach Art. 41 EMRK
€ 30.000,– für materiellen und immateriellen Scha-
den, € 85.000,– für Kosten und Auslagen […]

Hinweis:
Das vorliegende Dokument über das Urteil des 
EGMR vom 28.1.2014, Bsw. 35810/09 entstammt 
der Zeitschrift „Newsletter Menschenrechte“ (NL 
2014, 24) bzw. der entsprechenden Datenbank des 
Österreichischen Institutes für Menschenrechte, 
Salzburg, und wurde der Entscheidungsdokumenta-
tion Justiz im Rechtinformationssystem des Bundes-
kanzleramts Wien entnommen (www.ris.bka.gv.at/
JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokument
nummer=JJT_20140128_AUSL000_000BSW3581 
0_0900000_000&IncludeSelf=True).

Das Original des Urteils ist auch auf der Website 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(www.echr.coe.int/hudoc) abrufbar.


